
 1245 der Beilagen 3 

Anlage 

Bundesgesetz, mit dem das Versammlungsgesetz 1953 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Das Versammlungsgesetz 1953, BGB1. Nr. 98/1953, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 

BGB1. I Nr. 98/2001 wird wie folgt geändert: 

1. § 9 (neu) lautet wie folgt: 
„§ 9. (1) An einer Versammlung dürfen keine Personen teilnehmen, 

 1. die ihre Gesichtszüge durch Kleidung oder andere Gegenstände verhüllen oder verbergen, um 
ihre Wiedererkennung im Zusammenhang mit der Versammlung zu verhindern oder 

 2. die Gegenstände mit sich führen, die ihrem Wesen nach dazu bestimmt sind, die Feststellung der 
Identität zu verhindern. 

(2) Von der Festnahme einer Person gemäß § 35 Z 3 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 wegen eines 
Verstoßes gegen Abs. l ist abzusehen, wenn der gesetzmäßige Zustand durch Anwendung eines gelinde-
ren Mittels hergestellt werden kann; § 81 Abs. 3 bis 6 des Sicherheitspolizeigesetzes gilt sinngemäß. 

(3) Darüber hinaus kann von der Durchsetzung der Verbote nach Abs. l abgesehen werden, wenn ei-
ne Gefährdung der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit nicht zu besorgen ist.“ 

2. Nach § 9 (neu) wird folgender § 9a eingefügt: 
„§ 9a. An den im § 2 erwähnten Versammlungen dürfen Bewaffnete nicht teilnehmen; ebenso dür-

fen Personen nicht teilnehmen, die Gegenstände bei sich haben, die geeignet sind und den Umständen 
nach nur dazu dienen, Gewalt gegen Menschen oder Sachen auszuüben.“ 

3. In § 19 wird der Ausdruck „360 Euro“ durch den Ausdruck „720 Euro“ ersetzt. 

4. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt: 
„§ 19a. Wer an einer Versammlung entgegen dem Verbot des § 9 Abs. l teilnimmt und bewaffnet ist 

oder andere Gegenstände gemäß § 9a bei sich hat, wird vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Mo-
naten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, im Wiederholungsfall mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen bestraft.“ 

5. § 21 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Die §§ 9, 9a und 19 in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1. I Nr. xxx/2002 treten mit 

1. September 2002 in Kraft.“ 


